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Der „Sechs-Tage-Krieg“ 1967, davor und danach. 

Eine überfällige Aufarbeitung 
der epochalen Geschichtslüge zionistischer Kriegspolitik 

Dieser Text ist im Internet verfügbar unter: https://bit.ly/4jU8O6B. Englisch:  https://bit.ly/4439Kje 

„Die israelische Armee ist in ihrem Denken, in ihren Planungen und bei 
der Umsetzung ihrer Planungen eine entschieden offensiv ausgerichtete 

Streitmacht. Der Angriff ist ihr in Fleisch und Blut übergegangen.“ 

„Israel will einen jüdischen,  
keinen demokratischen Staat.“ 

„Israel braucht immer einen Feind.“ 
Moshe Dayan, israelischer Verteidigungsminister, wenige 

Wochen vor dem Angriff auf Ägypten Juni 1967 1 

Daoud Nassar, christlich- palästinensischer Biofarmer 

und Friedensaktivist im besetzten Westjordanland 
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1. Die Revision der israelischen Kriegsgeschichtsschreibung 
Der Krieg zwischen Israel und den arabischen Staaten 

im Juni 1967 („Sechs-Tage-Krieg“), der mit dem Angriff 

Israels auf Ägypten am 5. Juni begonnen hatte, wurde 

lange Zeit als erzwungen angesehen, um die Vernich-

tung des israelischen Volkes durch die arabischen Ar-

meen an den Grenzen des Landes zu verhindern. Er 

wurde als Präzedenzfall und sogar als Rechtfertigung für 

einen Präemptivangr iff herangezogen.3 Ein Präemptiv-

schlag (pre-emptive strike) ist ein militärischer Erstschlag 

auf einen Staat, von dem man erwartet (oder behaup-

tet), dass er unmittelbar im Begriff steht anzugreifen.4 

Dokumente, die mittlerweile freigegeben wurden, 

erschüttern diese Sichtweise gründlich, sodass von 

einer propagandistischen Inszenierung der israelischen 

 
1 Zitiert bei Tom Segev: "1967. Israels zweite Geburt", 

München 2009, S. 190. 
Tom Segev ist einer der profiliertesten israelischen 
Geschichtsschreiber und gilt – wie auch der Histori-
ker Ilan Pappé – als einer der sogenannten „neuen 
Historiker“, denen das Verdienst zukommt, aufgrund 
der seit den 1980er Jahren (teilweise) freigegebenen, 
bis dahin unter Verschluss gehaltenen historischen 
Dokumente die wahren Ereignisse um die Gründung 
des zionistischen Staates und die organisierte Vertrei-
bung von bis zu drei Vierteln der seit vielen Jahrhun-
derten in Palästina ansässigen arabischen Bevölkerung 
aufgearbeitet zu haben. 

2 Dieser Artikel ist Teil der Dokumentation mit dem Titel: 

„Landraub. Israels Strategien zur Judaisierung der 

militärisch besetzten Gebiete“ (Fritz Weber 2025). – S. 

auch: „DER STAAT ISRAEL ALS LANDRÄUBER IM 

BESETZTEN PALÄSTINA. DIE 'STAATSLAND'-

Kriegspolitik gesprochen werden muss. Das Vereinigte 

Königreich, die UdSSR, Frankreich und die USA 

wussten, dass die arabischen Staaten nicht zum 

Angriff bereit waren. Infolgedessen versuchten sie, 

Israel von einem Angriff abzubringen – was ihnen 

jedoch nicht gelang. 

• Nach dem Krieg gaben israelische Beamte zu, dass 

Israel nicht damit gerechnet hatte , angegr iffen 

zu werden, als es die Feindseligkeiten gegen 

Ägypten begann . Damals involvierte Politiker wie 

der israelische Generalstabschef Jitzchak Rabin und 

der Außenminister Abba Eban sowie Menachem 

Begin gestanden ein, dass sie nicht an einen Angriff 

des ägyptischen Präsidenten Nasser geglaubt hatten.5 

ERKLÄRUNGEN UNTER DER LUPE“ (Fritz Weber 2024), 

https://bit.ly/3AxtLmL. 
3 Dies ist die immer noch gängige Sichtweise. Der orthodoxe 

Rabbiner Avichai Apel in Frankfurt am Main antwortete auf 

eine entsprechende Frage: „Wir sind 1967 nicht ausgezogen, 

um Gebiete zu erobern, sondern wir haben uns gegen einen 

grausamen Feind verteidigt.“ (Jüdische Allgemeine, 06.06.2017) 
4 Das Kriegsvölkerrecht erlaubt aufgrund des modernen 

völkerrechtlichen Gewaltverbots nur Verteidigungskriege. 

Angriffskriege wurden bisweilen propagandistisch als 

Präemptivkriege ausgegeben. 
5 Der ägyptische Präsident Gamal Abdel Nasser lehnte die 

Option des Erstschlags als politisch unmöglich ab, da sie 

seiner Meinung nach Israel und den USA einen Vorwand 

liefern und die Sowjets verärgern würde (Avi Shlaim, 

William Roger Louis: "The 1967 Arab-Israeli War: Origins 

and Consequences", CUP 2012, p. 68-69). Öffentlich 

https://bit.ly/4jU8O6B
https://bit.ly/4439Kje
https://bit.ly/3AxtLmL
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• Namhafte Historiker wie Michael Wolffsohn (1987), 

Professor für Neuere Geschichte und Autor 

zahlreicher Veröffentlichungen, bestätigten diese 

Eingeständnisse. Mordechai Bentov, einer der 

israelischen Minister, die an der entscheidenden 

Kabinettssitzung am 4. Juni teilgenommen hatten, 

stellte die Idee , dass eine „Ausrottungsgefahr“ 

bestand , in Abrede und sagte, sie sei „aus dem 

Nichts erfunden und im Nachhinein über tr ieben 

worden, um die Annexion neuer arabischer 

Gebiete zu rechtfer t igen .“6 

Der israelische Historiker und Schriftsteller Tom Segev 

zeichnete die Ereignisse um den Beginn des „Sechs-

Tage-Kriegs“ aufgrund der Quellen minutiös nach.7 Um 

dem dringenden Rat des israelischen Botschafters in 

den Vereinigten Staaten – einen Tag zuvor, am 4. Juni 

1967 – zu entsprechen („Feuern Sie nicht den ersten 

Schuss ab“), musste es so aussehen, als ver teidige 

Israel s ich selbst . 

• Um die Ägypter in die Irre zu führen, hatte Moshe 

Dayan als neuer Verteidigungsminister bei einer 

Pressekonferenz kurz davor behauptet: „In unmittel-

barer Zukunft werde es keinen Krieg geben.“ 

• In der Nacht vor dem Angriff wies er den Zensor 

entsprechend an, den „Nebel des Krieges“ 

aufrechtzuerhalten. 

• Dementsprechend verkündete Radio Kol Israel am 

ersten Kriegstag um 8:10 Uhr, dass die Ägypter 

Israel angriffen,8 und Minister Jigal Allon befand, 

Ministerpräsident Levi Eschkol sol le den 

Staatschefs der Welt verkünden, dass die 

Ägypter angegr iffen hätten , so auch gegenüber 

den USA, als diese Aufklärung verlangten. 

• Drei Tage nach Kriegsende behauptete Moshe 

Dayan: „Der Krieg entwickelte sich und verlief an 

Fronten, die nicht beabsichtigt waren und von 

niemandem, auch nicht von mir, vorgeplant wurden.“9 

Später erklärte Moshe Dayan: "Was meinen Sie damit, 

[der Krieg war] unvermeidlich? Es wäre natürl ich mög-

l ich gewesen, den Kr ieg zu vermeiden , auch wenn die 

Straße [von Tiran] für die israelische Schifffahrt geschlossen 

geblieben wäre.“ (Ma'ariv-Interview, 30. März 1968) 

2. Zum Hintergrund des Sechs-Tage-Kriegs 

Wie kam es zum sogenannten Sechs-Tage-Krieg 5.-10. 

Juni 1967?10 

Um dies im Sinne des Verursacherprinzips zu klären, ist 

es nötig, auf die Frühzeit der militar ist ischen Var iante 

des Zionismus  zurückzublicken.11 Ihre Vertreter 

kämpften von Anfang an für eine Hegemonie der jüdi -

schen Einwanderer über die einheimische , nichtjü -

dische Bevölkerung (sowie für deren Dezimierung) 

und für eine str ikte ethnische Segregation zwischen 

beiden Volksgruppen .12 Diese militante Ideologie hatte 

sich sehr bald gegenüber dem – letztlich unterlegenen – 

 
verneinte er, dass Ägypten zuerst zuschlagen würde, und 

sprach von einem Verhandlungsfrieden, wenn Israel 

al len palästinensischen F lüchtl ingen das Recht auf 

Rückkehr gewähren würde, sowie von einem 

mögl ichen Kompromiss über die Straße von Tiran . 
6 Joseph Ryan: "The Myth of Annihilation and the Six-Day 

War", Carnegie Council, September 1, 1973. Anm.: Her-

vorhebungen, so auch nachfolgend, durch den Verfasser. 
7 Tom Segev op. cit. 2009, S. 390-464. 
8 Diese erfundene Rechtfertigung lässt fast an jene berühmt-

berüchtigte Reichstagsrede vom 1. September 1939 erin-

nern, nach der der Zweite Weltkrieg begann, als es hieß: 

„Seit 5:45 Uhr wird jetzt zurückgeschossen!“ Bereits davor, 

um 4:40 Uhr, hatten deutsche Kampfflugzeuge die Klein-

stadt Wielun bombardiert; 1.200 Menschen starben dabei. 

Als propagandistische Basis für den Angriff diente ein erfun-

dener Überfall Polens auf den Rundfunksender Gleiwitz in 

Schlesien. 
9 Adam Ratz: "Israel Claimed Its 1967 Land Conquests 

Weren't Planned. Declassified Documents Reveal 

Otherwise”, Ha'aretz 3. Juni 2021. 
10 Der Verfasser hat 2022 eine ausführliche Dokumentation 

dazu verfasst (unveröffentlicht): „DROHEN, TÄUSCHEN, 

PROVOZIEREN: ISRAELS POLITIK IM VORFELD DES SECHS-TAGE-

KRIEGS UND DIE VERHEERENDEN FOLGEN BIS HEUTE. FAKTEN, 

DIE GERNE VERSCHWIEGEN WERDEN“. Nachfolgend daraus 

einige Hinweise. 

Prinzip des „Binationalismus“ durchgesetzt, dessen Ver-

treter ein gleichberechtigtes Zusammenleben aller 

im Land wohnhaften Menschen  ungeachtet ihrer 

Volkszugehörigkeit angestrebt hatten.13 Theodor Herzl 

dagegen, der Begründer des politischen Zionismus, 

vertrat – obwohl aufgeklärt und assimiliert – keine 

Gleichberechtigung in einem zukünftigen „Judenstaat“, 

dessen Ideengeber er war. In seinem Tagebuch findet 

sich am 12. Juni 1895 folgende Eintragung zur Enteig-

nung der „besitzenden Bevölkerung“ (speziell von 

„Arabern“ ist da nicht die Rede): 

11 Mehr dazu: „DAVID BEN-GURIONS STAATSGRÜN-

DUNGS-LÜGE UNTER DER LUPE: 'RÜCKKEHR DES 

JÜDISCHEN VOLKES NACH 2000 JAHREN'?“ (Fritz Weber 

2023/24), https://bit.ly/4dgJIeK. 
12 Mehr dazu: „SCHIKANIEREN, VERTREIBEN, TÖTEN – 100 

JAHRE GENOZID AM PALÄSTINENSISCHEN VOLK. DIE WAH-

RE GESCHICHTE DES REAL EXISTIERENDEN ZIONISMUS – 

DER ROTE FADEN VON 1920 BIS 2020 (mit Augenzeugen-

berichten)“ (Fritz Weber 2020), https://bit.ly/3u380F8. 
13 Jahrzehnte vor der Gründung dieser pazifistischen Variante 

jüdischer Einwanderung in Palästina ab 1925 („Brit Scha-

lom“) vertrat der liberale russisch-jüdische Denker Asher 

Zvi Ginzberg (bekannt als Acham Ha’Am) eine rein kultur-

zionistische Variante. Insbesondere durch seine beiden 

Palästinareisen 1891 und 1893 wurde er zu einem scharfen 

Kritiker der Ethnozentrik des politischen Zionismus wie 

auch der Ausbeutung der palästinensischen Bauern durch 

die zionistischen Kolonisten (die sogenannten „Pioniere“), 

die der Meinung waren, „die einzige Sprache, die Araber 

verstehen, die der Gewalt“ sei. Ohne Beschönigung stellte 

Ginzberg fest: 

„[Sie] verhalten sich den Arabern gegenüber feindselig und 

grausam, überschreiten ungerechtfertigt ihre Grenzen, schla-

gen sie schändlich ohne Grund und prahlen sogar damit, und 

niemand steht auf, um diese verachtenswerte und gefährliche 

Tendenz zu unterbinden.“ 

http://worldview.carnegiecouncil.org/archive/worldview/1973/09/2214.html
http://worldview.carnegiecouncil.org/archive/worldview/1973/09/2214.html
https://www.haaretz.com/israel-news/2021-06-03/ty-article/.highlight/israel-said-67-land-conquests-werent-planned-declassified-documents-say-otherwise/0000017f-e738-df5f-a17f-fffe3ac80000
https://www.haaretz.com/israel-news/2021-06-03/ty-article/.highlight/israel-said-67-land-conquests-werent-planned-declassified-documents-say-otherwise/0000017f-e738-df5f-a17f-fffe3ac80000
https://www.haaretz.com/israel-news/2021-06-03/ty-article/.highlight/israel-said-67-land-conquests-werent-planned-declassified-documents-say-otherwise/0000017f-e738-df5f-a17f-fffe3ac80000
https://bit.ly/4dgJIeK
https://bit.ly/3u380F8
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„Den Privatbesitz der angewiesenen [arabischen] Län-

dereien müssen wir sachte expropriieren. Die arme 

Bevölkerung trachten wir unbemerkt über die Grenze zu 

schaffen, indem wir ihr in den Durchgangsländern Arbeit 

verschaffen, aber in unserem eigenen Lande jederlei 

Arbeit verweigern. Die besitzende Bevölkerung wird zu 

uns übergehen. Das Expropriationswerk muß ebenso wie 

die Fortschaffung der Armen mit Zartheit und Behut-

samkeit erfolgen. Die Immobilienbesitzer sollen glauben, 

uns zu prellen, uns über dem Wert zu verkaufen. Aber 

zurückverkauft wird ihnen nichts.“ 

Stets war das militärische Ziel der Mehrheitszionisten 

die alleinige jüdische Herrschaft vom Mittelmeer 

bis zum Jordanfluss , das Ziel der „revisionistischen 

Zionisten“ (Rechtszionisten) sogar über das gesamte 

historische Palästina beiderseits des Jordans, erforder-

l ichenfalls mittels „Zwangstransfers“ (Deporta-

tion) der zunächst noch in überwiegender Mehrheit 

ansässigen nichtjüdischen – christlichen wie muslimi-

schen – Bevölkerung.14 

Dennoch akzeptierten die maßgeblichen Zionisten 

mehrheitlich zunächst den UN-Teilungsplan vom 

November 1947 mit dem Kalkül, dass ein jüdischer 

Teilstaat ist nicht das Ende , sondern erst der 

Anfang sein werde . 

„Unsere historischen Bemühungen, das Land in 

seiner Gesamtheit zu erlösen , werden dadurch 

gewaltigen Auftrieb erhalten“, 

erklärte David Ben-Gurion damals. Dies ging durchaus 

mit der Ausrottungsoption konform. In einem Treffen 

gegenüber Mitgliedern seiner Partei im September 1947 

drohte er, an die Adresse der palästinensischen Führer 

gerichtet: „We will erase you from the earth.“) 

Diese lehnten den UN-Teilungsplan nicht nur wegen 

des Missverhältnisses von Teilflächen und Einwohner-

zahlen ab, sondern weil sie schon immer gefordert 

hatten, wie es im UN Yearbook: 1947-1948, S. 232f, 

festgehalten ist: einen sich über ganz Palästina er-

streckenden arabischen Staat, der demokratisch 

(nicht islamisch!) regier t, allen seinen Bürgern glei -

che Rechte zuerkennen und die legitimen Rechte 

und Interessen aller Minderheiten garantieren wür -

de. Doch dem wollten die Zionisten zuvorkommen . 

Als im Mai 1948 die israelische Unabhängigkeitserklä-

rung verfasst wurde, wies David Ben-Gurion den Vor-

schlag zurück, in dem Dokument die rechtlichen, inter-

nationalen Grenzen des Landes zu nennen. Er bestand 

darauf, dass „das Recht das ist, was die Menschen bestim-

men“. Was dies in der Praxis bedeutete, wurde einige 

Monate später deutlich, als ein israelischer Richter mit 

der Begründung, die Souveränität des Staates Israel 

beruhe in erster Linie „auf dem natürl ichen und 

histor ischen Recht des jüdischen Vo lkes“,15 

entschied, dass das eroberte Land, das jenseits des 

ursprünglichen UN-Teilungsplans lag, unter israelischer 

Souveränität stand. 

So fielen mit einem Federstr ich des Ger ichts 

Dutzende von arabischen Dörfern und ein Großteil 

des arabischen Terr itor iums unter israelische Staat -

l ichkeit . 

3. Das Endziel des „zionistischen Traums“ 

„Der Weg der neuen Bildung geht von Humanität durch Nationalität zur Bestialität.“ 

Franz Grillparzer, österreichischen Dramatiker 

und entschiedener Gegner der Nationalisierungstendenzen seiner Zeit 

Genau um dieses Endziel, die jüdische Herrschaft min-

destens bis zum Jordanfluss auszuweiten, kämpften die 

Zionisten im arabisch-jüdischen Krieg (1947-1949), aber 

wegen des arabischen Widerstands und des Drucks der 

Großmächte zu einem Waffenstillstand kam die von 

den Zionisten beabsichtigte Eroberung des gesamten 

Gebiets bis zum Jordanfluss Anfang 1949 zum Stehen. 

Die danach ausgehandelte Waffenstillstandslinie (die 

„Grüne Linie“) gilt seither als vertraglich festgelegte 

 
14 Fast ausschließlich auf bisher freigegebenem israelischen 

Archivmaterial gestützt, zeigte der palästinensische Histo-

riker und Schriftsteller, Professor Dr. Nur Masalha, wie 

der Begr if f „Transfer“  – als Euphemismus für „Vertrei-

bung“ (expulsion) – vom Beginn weg ein integraler Be -

standtei l  des Zionist ischen Bewegung und ihrer 

Absichten war . In seinem Werk „Expulsion of the Pales-

tinians“ (Institut for Palestine Studies, Washington, D. C., 

1992, p. 234) belegt er, dass die Flucht der arabischen 

Bevölkerung keineswegs – wie Israels erster Staatspräsi-

dent Chaim Weizmann jubelte – eine „wundersame Reini-

gung des Landes“ gewesen sei, sondern tatsächlich die Kon-

sequenz aus mehr als einem halben Jahrhundert an 

Bemühungen, Plänen und (letzt l ich) brutaler Gewalt . 
15 Vgl. dazu: „ZIONISMUS AUF DEM PRÜFSTAND. WARUM 

SEIN ANSPRUCH WEDER HISTORISCHEN NOCH 

Grenze von 1967 zwischen dem israelischen Staats-

gebiet und dem so genannten „Westjordanland“ (West 

Bank).16 

Im selben Jahr (1949) hatte Israels Verteidigungs-

minister Moshe Dayan deutlich davon gesprochen, dass 

Israel s ich das Westjordanland dauerhaft einver-

leiben sollte , denn „die gegenwärtigen Grenzen [sind] 

unter allen Gesichtspunkten lächerlich.“ Er fügte hinzu, 

dass Israel bereit sei, das Westjordanland „mit seiner 

BIBLISCHEN KRITERIEN STANDHÄLT“ (Fritz Weber 

2025), https://bit.ly/43kUPld. 
16 Die internationale Anerkennung bzw. Relevanz der 

„Grünen Linie“ als Grenze bezugnehmend auf das 

Gutachten des Internationalen Gerichtshofs in Den Haag 

(IGH, engl. ICJ) zur israelischen Sperranlage (s. u.) wird von 

Israel bestritten. So meinte der israelische Völkerrechtler 

Robbie Sabel von der Hebräischen Universität Jerusalem in 

seiner Kritik des gerichtlichen Gutachtens: 

„Das Gericht nimmt keinerlei Bezug auf die Tatsache, dass 

das Waffenstillstandsabkommen, das die Grüne Linie kreierte, 

ausgelaufen ist und kein arabischer Staat die Grüne Linie je 

als internationale Grenze anerkannt hat, noch dass Israel der 

Linie je so eine Anerkennung gegeben hat.“ 

https://bit.ly/43kUPld
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arabischen Bevölkerung, einschließlich der Flüchtlinge“, zu 

„absorbieren“. Zwar würde diese „Expansion“, so meinte 

Dayan zunächst, „durch Evolution und nicht durch ... 

Kampf“ erfolgen.17 Doch im September 1952 erklär -

te er gegenüber einem amerikanischen Diploma-

ten, dass die „Grenzen [zu Jordanien] durch einen 

Kr ieg geänder t werden“ , falls nicht irgendeine Form 

der politischen Lösung erreicht werde, die eine israe-

lisch-arabische Konföderation einschließt. Benny Morris 

zufolge schlug Premierminister Ben-Gurion gelegentlich 

die Eroberung von Teilen des Westjordanlandes als 

„Anti-Infiltrationsmaßnahme“ vor.18 

Darum begann die Regierung mit heimlichen militä-

rischen Vorbereitungen, um diesen „zionistischen 

Traum“ doch noch zu erfüllen. Spätestens 1951 

hatte die israelische Armee einen fer t igen Plan für 

die Eroberung des rest l ichen Westjordanlandes , 

schreibt der israelische Historiker Tom Segev.19 

Die Kontrolle über die Wasserressourcen und das 

israelische Umleitungsprojekt – die Ableitung von 

Wasser aus dem See Genesareth (Kinneret) zur Bewäs-

serung und Kolonisierung der Negev-Wüste im Süden 

(Israeli National Water Carrier and Water Sources) 

und die dadurch zu erwartende Verringerung der für 

Syrien und Jordanien verfügbaren Wasservorräte – 

gelten als wesentliche Faktoren, die zum Sechs-Tage-

Krieg führten. 

Am 10. Juni 1967, dem letzten Tag des Sechs-Tage-

Kriegs, drangen die Truppen der Golani-Brigade rasch in 

das Dorf Banyas ein, wo sich eine syrische Festung aus 

der Zeit des Kalifats befand. Ministerpräsident Levi 

Eshkols Priorität an der syrischen Front war die Kon-

trolle der Wasserquellen. Am Ende beherrschte 

Israel al le Quellf lüsse des Jordan . 

4. Ist das Genfer Abkommen zum Schutz von Zivilisten zur Kriegszeit  

auf palästinensische Gebiete anwendbar? 

Die vier Genfer Konventionen von 1949, auch Genfer 

Abkommen genannt, und die zwei Zusatzprotokolle von 

1977 sowie das Zusatzprotokoll von 2005 bilden den 

Kern des humanitären Völkerrechts . Sie schützen 

Personen, die sich nicht oder nicht mehr an den 

Kampfhandlungen beteiligen. 

Die Eingeständnisse maßgeblicher Akteure, dass der 

Krieg keine existenzbedrohende Grundlage hatte, die 

Israel zu einem präemptiven Angriff gezwungen hätte 

(s. o.), sondern ein Kr ieg zur lange geplanten 

terr itor ialen Expansion  war, ist nicht zuletzt für die 

Frage entscheidend, ob die Genfer Konventionen, für 

die Israel Signatarstaat ist, auf das eroberte Westjor-

danland anwendbar sind oder nicht. In den ersten vier 

Monaten nach Ende des Sechs -Tage-Kr iegs hatte 

Israel die Anwendbarkeit anerkannt , danach aber 

nicht mehr. 

Die gesamte Besatzungspolitik Israels ist eine kontinu-

ierliche Aneinanderreihung legistischer Abänderungen 

(amendments) zur Erreichung seiner Ziele der Akquisi-

tion und exklusiv jüdisch-israelischen Besiedlung des 

Landes ohne Rücksicht auf internationales Recht. Die 

Vereinten Nationen wie auch die USA vertreten den 

Standpunkt, dass die Vierte Genfer Konvention auf die 

israelische Verwaltung der besetzten Gebiete anwend-

bar ist.20 Das Völkerrecht und die einschlägigen Über-

 
17 Mehr dazu: „DIE LANDKARTE DES WESTJORDAN-

LANDES: 'BIS ZUR UNKENNTLICHKEIT' VERÄNDERT. 

RECHTSGUTACHTEN BESTÄTIGT ILLEGALITÄT 

ISRAELISCHER DAUERBESETZUNG“ (Fritz Weber 2025), 

https://bit.ly/3HtYtRo. 
18 Zitiert bei Nur Masalha: "Imperial Israel and the 

Palestinians. The Politics of Expansion", Pluto Press 

London, 2000, p. 10. 
19 Tom Segev: „David Ben-Gurion. Ein Staat um jeden Preis“, 

München 2018, S. 529. 
20 U.S. State Department Report on Human Rights, 1982, 

p. 1165. 
21 Diese anfängliche Einsicht Israels, dass die Genfer Konven-

tion anzuwenden ist, wird durch das Rechtsgutachten mit 

einkommen über die Übernahme von Land und die 

Überführung von Bürgern des Besatzungsstaates in die 

besetzten Gebiete sind eindeutig: 

• Nach den Gesetzen der kriegerischen Besetzung 

muss der besetzende Staat in der Regel die 

Gesetze beibehalten, die zuvor in dem besetzten 

Gebiet in Kraft waren . 

• „Jeder hat das Recht auf Eigentum“, heißt es in Artikel 

17 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. 

„Niemand darf willkürlich seines Eigentums 

beraubt werden“, heißt es weiter. 

• Artikel 23(g) der Haager Landkriegsordnung verbie-

tet es dem besetzenden Land, „das Eigentum 

des Feindes zu zerstören oder zu beschlagnah -

men , es sei denn, dass die Erfordernisse des Krieges 

eine solche Zerstörung oder Beschlagnahme zwingend 

erfordern“. 

• In Artikel 49 der Vierten Genfer Konvention heißt 

es: „Die Besatzungsmacht darf Teile ihrer eigenen 

Zivilbevölkerung nicht in das von ihr besetzte 

Gebiet deportieren oder verlegen“ . 

Bereits am 7. Juni, dem Tag der Besetzung des West-

jordanlandes, hatte Israel proklamier t , dass es 

beabsichtige , die Bestimmungen der Genfer Kon -

vention vom 13. August 1949 anzuwenden .21 Diese 

dem Titel „Trainingszonen im Westjordanland“ bekräftigt, 

das 1967 im Auftrag des damaligen Militärgeneralanwalts 

(Military Advocate General, MAG) in Auftrag gegeben 

worden war. Es enthielt folgende Anweisung: 

„Zivilisten dürfen nicht aus einem Gebiet evakuiert werden, 

um Trainingszonen für die IDF [Israel Defense Forces] zu 

schaffen, und zwar sowohl aus politischen und humanitären 

Gründen als auch aus Gründen, die mit den Bestimmungen 

des internationalen Rechts zusammenhängen. Artikel  49 

des Übereinkommens über den Schutz von Ziv i l -

personen in Kriegszeiten, dem Israel  beigetreten 

ist , verbietet ausdrückl ich die gewaltsame Verle -

gung von Zivi lpersonen in einem besetzten Gebiet , 

es sei denn, dies ist aus zwingenden militärischen Gründen 

https://www.arij.org/atlas40/media/4.jpg
https://bit.ly/3HtYtRo
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Feststellung („3. Proklamation“, Artikel 35) wurde 

jedoch vier Monate später, im Oktober 1967, still und 

leise durch Military Order 144 der inzwischen installier-

ten Militärbehörde (s. u.) gelöscht, und später (1970) 

wurde die gesamte „3. Proklamation“ durch Military 

Order (Militär-Erlass) 378 ersetzt, die keinen Bezug mehr 

zum Genfer Abkommen enthielt.22 Die legistische 

Rechtfertigung, das Abkommen de jure nicht zu akzep-

tieren (etwa mit der Begründung, dass der Juni-Krieg 

ein aufgezwungener „Verteidigungskrieg“ gewesen sei), 

steht der gleichzeitigen Ansage Israels gegenüber, sich 

de facto an humanitäre Bestimmungen zu halten. 

Wie auch immer – Vertreibungen, kollektive Bestrafun-

gen, Hauszerstörungen und die Errichtung von Siedlun-

gen verletzen allesamt die humanitären Bestimmungen 

der Konvention. Das Kalkül dieser Doppelzüngigkeit 

liegt auf der Hand. 

Tatsächlich steht Israel in der legistischen Auseinander-

setzung zur Anwendbarkeit speziell der Vierten Genfer 

Konvention alleine da. Der Rest der Welt, der durch 

die Vereinten Nationen repräsentiert ist, hat in zahllosen 

UNO-Resolutionen wiederholt festgehalten, dass die 

Konvention anzuwenden ist, so etwa am 5. Jänner 1988, 

als der UN-Sicherheitsrat einstimmig die Resolu-

tion 607 angenommen hat: 

„[Der Sicherheitsrat] bekräft igt nochmals , dass die 

Genfer Konvention in Bezug auf den Schutz von 

Zivilisten zur Kriegszeit vom 12. August 1949 auf 

palästinensische und andere arabische Gebiete, die durch 

Israel seit 1967 besetzt wurden, anwendbar ist, 

einschließlich Jerusalem .“ 

Nach internationalem Recht ist daher das, was Israel im 

Westjordanland einschließlich in Ostjerusalem unbeirrt 

vorantreibt, nämlich die Übernahme von Land zur An-

siedlung von Juden bei tiefgreifender und dauerhaften 

Veränderung des Charakters des Landes („Judaisie-

rung“) illegal. 

 

5. Israels Errichtung einer Militärdiktatur 

in den Besetzten Palästinensischen Gebieten (OPT) 

Die bis heute andauernde israelische Besatzung begann 

noch während des Sechs-Tage-Kriegs. Am 7. Juni 1967 

– dem dritten Kriegstag – besetzte Israel das Westjor-

danland einschließlich Ostjerusalem.23 Anfangs wurde 

allseits angenommen, die militant-zionistische Regierung 

werde die eroberten palästinensischen Gebiete – ins-

besondere das Westjordanland (West Bank) – als Faust-

pfand für zukünftige Friedensverhandlungen besetzt 

halten. Doch vom Beginn der Besetzung an entwickelte 

sich die Regierungspolitik in die entgegengesetzte 

Richtung, die darin bestand (und besteht), die besetz-

ten Gebiete langfr ist ig unumkehrbar dem eigenen 

Staatsgebiet einzuverleiben und de facto schlei -

chend zu annektieren . Ostjerusalem wurde bereits 

kurz nach der Eroberung zusammen mit mehreren 

 
erforderlich. Im vorliegenden Fall kann nicht gesagt werden, 

dass militärische Gründe die Evakuierung der als Übungsge-

biete gekennzeichneten Gebiete eindeutig erzwingen, und da-

raus folgt, dass die gewaltsame Evakuierung der Bevölkerung 

aus diesen Gebieten einen Verstoß gegen die Bestimmungen 

des genannten Übereinkommens darstellen würde.“ (Zitiert 

in: "Firing Zone 918 – a 1967 legal opinion presented to 

the High Court", Akevot Institut January 11th, 2017.) 
22 Es ist bemerkenswert, dass im Jahr 2004 (!) der damalige 

Präsident des Obersten Gerichtshofs, Aharon Barak, die 

IDF aufforderte, die Praxis der Verwendung palästinen-

sischer Zivilisten als menschliche Schutzschilde bei Militär-

aktionen zu verbieten, mit der Begründung, dass die 

Vierte Genfer Konvention es einem Besatzungsmi l i tär 

verbietet, Einheimische für mi l i tärische Aktionen 

einzusetzen . (Bericht von B'Tselem über "Human Shields", 

November 11, 2017.) 
23 Am 7. Juni 1967 erließ Israel die „Proklamation über Recht 

und Verwaltung (Westjordanland) (Nr. 2) – 1967“, mit der 

die Militärregierung im Westjordanland eingesetzt und dem 

Befehlshaber des Gebiets die volle legislative, exekutive und 

judikative Gewalt übertragen wurde. Mit dieser Proklama-

tion wurde das am 7. Juni 1967 geltende lokale Recht zwar 

zunächst beibehalten, aber nur, solange es nicht durch eine 

benachbar ten arabischen Dörfern des Westjordan-

lands  mit Westjerusalem vereinigt und zu israelischem 

Hoheitsgebiet erklärt.24 

Im November 1967 verabschiedete der Sicherheitsrat 

der Vereinten Nationen die Resolution 242, in der 

Israel aufgefordert wurde, sich im Gegenzug zu Frie-

densverträgen aus [„den“] im jüngsten Konflikt 

besetzten Gebieten zurückzuziehen. 

Ungeachtet dessen errichtete der Staat als erste 

Maßnahme ein Militärgouvernement (Military Gover-

norate) als militärisches Regierungssystem, um die 

Zivilbevölkerung im Westjordanland, im Gazastreifen 

(bis 2005), auf der Sinai-Halbinsel (bis 1982) und im 

westlichen Teil der Golanhöhen25 – diese bis zur 

neue Proklamation oder einen militärischen Befehl 

aufgehoben wurde. 
24 Das israelische Parlament, die Knesset, verabschiedete 

1980 das „Grundgesetz: Jerusalem Hauptstadt Israels“, in 

dem „das vereinte Jerusalem […] in seiner Gesamtheit“ 

„unumkehrbar“ zur „Hauptstadt Israels“ erklärt wurde, was 

gemeinhin als „Akt der Annexion“ bezeichnet wird. Doch 

diese Erklärung wurde in der Resolution 478 des UN-

Sicherheitsrates vom 20. August 1980 als „null und nichtig“ 

eingestuft (die USA enthielten sich der Stimme). Der UN-

Sicherheitsrat verabschiedete weitere Resolutionen, die die 

Annexion oder deren Vorbereitung verurteilten, darunter 

die Resolution 267. 
25 Im Jahr 1967 zerstörte Israel 194 syrische Dörfer und 

Bauernhöfe mit 82.709 Einwohnern. Vgl. Amira Hass: 

"Destruction of Palestinian Villages Is Not a Matter of 

Perspective" (Zerstörung von palästinensischen Dörfern ist 

keine Frage der Perspektive), in: Ha'aretz, 31. Juli 2015. – 

Vor der israelischen Besetzung lebten fast 130.000 Syrer 

auf den Golanhöhen; zwei Monate später waren es nur 

noch 6.396. Vgl. Adam Raz: "The Dark Truth Behind the 

Israeli Army's Reenactment of the Six-Day War" (Die 

dunkle Wahrheit hinter der Nachstellung des Sechs-Tage-

Krieges durch die israelische Armee), in: Ha'aretz, 20. Juni 

https://www.btselem.org/human_shields
https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_242_des_UN-Sicherheitsrates
https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_478_des_UN-Sicherheitsrates
https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_267_des_UN-Sicherheitsrates
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Annektierung 1981 – zu „verwalten“. Damit wurde die 

israelische Souveränität de facto auf das Westjordanland 

ausgeweitet. Die israelischen Siedler, die seither ein-

wandern, behalten die volle israelische Staatsbürger-

schaft und alle damit verbundenen Privilegien und 

Vorrechte, während die Palästinenser nebenan zu 

„ständigen Fremdbewohnern“ in ihrem eigenen 

Land degradier t wurden. Die Ungerechtigkeiten im 

Justizsystem zeigen, dass im Westjordanland ein 

apar theidähnliches System fest etablier t ist . 

Am 29. November 2012 wurde der Status der PLO-

Delegation als „Staat Palästina“ durch die UN-General-

versammlung zum UN-Beobachterstaat ('non member 

observer state' status) der Vereinten Nationen aufgewer-

tet (UN-Resolution 67/19). Dagegen definiert die offizi-

elle israelische Staatspolitik den Status des Westjordan-

landes anders. Seit Ende der britischen Mandatsherr-

schaft sieht sie es als „herrenloses Territorium“ an, 

intern jedoch als „ihr ureigenstes Kernland Judäa und 

Samaria“. Statt es als „besetzt“ zu bezeichnen, hat die 

zionistische Sprachregelung den Begriff „umstrittene 

Gebiete“ kreiert. 

Hier muss neuerlich von Doppelzüngigkeit gesprochen 

werden. 

6. Vom Militärgouvernement zur „Zivilverwaltung“ 
Erster Militärgouverneur wurde General Chaim 

Herzog, dem alle Regierungs-, Gesetzgebungs-, Ernen-

nungs- und Verwaltungsbefugnisse in Bezug auf die 

Region oder ihre Bewohner übertragen wurden. Die 

Rolle des Militärs erstreckt sich auf Ernennungen, Lizen-

zen und Genehmigungen sowie auf legislative Befugnis-

se. Offiziell wurde das Militärgouvernement zwar 1981 

durch die „israelische Zivilverwaltung“ ersetzt (Israeli 

Civil Administration, ICA ), doch ist diese ein Arm der 

israelischen Armee. Formal ist sie getrennt, untersteht 

aber in der Praxis dem israelischen Militär und dem 

Inlandsgeheimdienst Schin Bet.26 Sie ist der COGAT 

unterstellt, dem „Koordinator der Regierungsaktivitäten 

in den Gebieten“ (Coordinator of Government Activities in 

the Territories) und damit dem israelischen Verteidi-

gungsministerium. 

• „Zivilverwaltung“ – ein Euphemismus für 

„Militärverwaltung“ 

Diese „Zivi lverwaltung“ im Westjordanland  ist 

praktisch ein „Gegenstück“ zum israelischen Innen-

ministerium und arbeitet mit ihren neun israelischen 

Distrikt-Koordinationsbüros (District Coordination 

Offices, DCO). Sie ist für al le administrativen 

 
2020. – Die größte Stadt der Golanhöhen war das syrische 

Quneitra, das von der israelischen Armee während des 

Sechs-Tage-Krieges besetzt wurde und heute eine weit-

gehend zerstörte „Geisterstadt“ ist. Mittlerweile wohnen 

auf den Golanhöhen (neben Drusen in vier Dörfern) etwa 

20.000 jüdische Israelis in 33 – völkerrechtswidrig 

gegründeten – Städten und Dörfern. 
26 Israel Security Agency (ISA), besser bekannt unter dem 

Akronym „Shabak“ für Sherut ha-Bitaẖon haKlali (dt.: „Allge-

meiner Sicherheitsdienst“) und „Shin Bet“ als dessen 

Kurzbezeichnung. Bemerkenswert ist, dass nicht der 

Auslandsgeheimdienst „Mossad“, sondern der Inlandsge-

heimdienst ISA für das besetzte Westjordanland zuständig 

ist. Dies ist ein weiterer Hinweis dafür, wie der Besatzer-

staat dieses „umstrittene“ Gebiet als „sein Inland“ betrach-

tet. Während der Mossad für seine „Lizenz zum Töten“ 

berüchtigt ist, ist es der Shin Bet für seine Folterpraktiken. 

(Vgl. Michael Sfard: "Against Tortue", in: "The Wall and The 

Gate. Israel, Palestine and the Legal Battle für Human 

Rights", New York 2018, p. 198-256.) 
27 Im Sinne des Friedensprozesses der 1990er Jahre zwischen 

Israel und der PLO sollte binnen fünf Jahren  gemäß 

Oslo II-Vertrag (Interimsabkommen über das West-

jordanland und den Gazastreifen 1995) und Wye-River-

Aspekte der lokalen Bevölkerung in Zone C zustän-

dig, das knapp 62 % des Westjordanlandes um-

fasst .27 Das Wesen dieser Behörde wurde im Militär-

Erlass Nr. 947 von 1981 definiert. Laut Professor Neve 

Gordon (2008), israelischer Rechtswissenschaftler und 

politischer Autor, dient sie jedoch als „Fassade“ für die 

Verteilung von Geldern unter der besetzten Bevölke-

rung; Thomas Friedman beschreibt sie als „Euphemis-

mus für 'Militärverwaltung'“.28 Sie war den Palästinen-

sern zutiefst suspekt, sodass sie eine Welle von Protes-

ten gegen sie initiierten; fünfundzwanzig Bürgermeister 

aus dem Westjordanland forderten ihre Abschaffung. 

Das israelische Militär verhaftete die Protestierenden 

und schlug die Proteste nieder.29 Politische Gruppierun-

gen und die Palästinensische Befreiungsorganisation (PLO) 

wurden vom israelischen Militär mit einer bewussten 

„Teile und Herrsche“-Politik geächtet und Demonstra-

t ionen generell verboten . Diese Politik wurde mit den 

Operationen der „Eisernen Faust“ des damaligen 

Verteidigungsministers Ariel Scharon kombiniert.30 

• „Zivilverwaltung“ als Instrument 

zur Unterdrückung der palästinensischen 

Untertanen 

Memorandum (1998) die mi l itär ische Besetzung des 

Westjordanlandes stufenweise reduziert und somit 

bis 1999 völ l ig aufgehoben werden , um den Weg zur 

Gründung eines unabhängigen und souveränen Staates 

Palästina freizumachen, wodurch die interimsmäßige 

Aufteilung des Gebiets in die Zonen A, B und C obsolet 

werden würde. Jedoch hatte Israel (damals unter dem 

Kabinett Netanjahu I) einen Monat nach Ratifizierung des 

Memorandums durch die Knesset (bei 62 % Zustimmung) 

nur 2 % des Gebiets C an die Palästinenser übertragen statt 

der geforderten 13 Prozent. Letztlich blieb die weitere 

Umsetzung der vereinbarten Übertragung von Befugnissen 

und Zuständigkeiten an die Palästinensische Autonomie-

behörde (PA) unerfüllt und scheiterte. 

Siehe auch: Maria Hönig et al.: „Das C-Gebiet und seine 

Bedeutung für einen palästinensischen Staat“, Konrad-Ade-

nauer-Stiftung e.V., 16. Dezember 2013. 
28 Thomas L. Friedman: "From Beirut to Jerusalem", Farrar, 

Straus and Giroux, 2010. p. 238. 
29 Ahron Bregman: "Cursed Victory: A History of Israel and 

the Occupied Territories”, Penguin Books Limited 2014. 
30 Helena Lindholm Schulz: "The Reconstruction of Palestinian 

Nationalism: Between Revolution and Statehood", Man-

chester University Press 1999. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Interimsabkommen_%C3%BCber_das_Westjordanland_und_den_Gazastreifen
https://en.wikipedia.org/wiki/Wye_River_Memorandum
https://en.wikipedia.org/wiki/Wye_River_Memorandum
https://www.kas.de/en/web/palaestinensische-gebiete/laenderberichte/detail/-/content/das-c-gebiet-und-seine-bedeutung-fuer-einen-palaestinensischen-staat1
https://www.kas.de/en/web/palaestinensische-gebiete/laenderberichte/detail/-/content/das-c-gebiet-und-seine-bedeutung-fuer-einen-palaestinensischen-staat1
https://books.google.com/books?id=877DR3un9rIC&pg=PT238
https://books.google.com/books?id=YRkNAQAAIAAJ&pg=PA54
https://books.google.com/books?id=YRkNAQAAIAAJ&pg=PA54
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Im Zuge der Umsetzung der zwischen Israel und der 

PLO vereinbarten Osloer Abkommen übertrug die 

„Zivilverwaltung“ 1994 einen Teil ihrer Verwaltungs-

kapazitäten in Zone A und B des Westjordanlandes an 

die Palästinensische Autonomiebehörde (PA). Diese 

konzentriert sich seit 1994 weitgehend auf die Erteilung 

von Verkehrs- und Reisegenehmigungen. Die PA ist 

immer noch Israel untergeordnet und kann ihre 

begrenzten Befugnisse nur mit Israels Zustimmung 

ausüben. Die Bewegungsfreiheit der Palästinenser 

und Palästinenser innen ist stark eingeschränkt; 

Kontrol len an zahllosen Checkpoints und Straßen-

sperren gehören zum Alltag. In Dutzenden von 

unzusammenhängenden Enklaven, unter strenger 

Mil itärherrschaft und ohne polit ische Rechte leben 

in der Westbank über drei Mil l ionen palästinen-

sische Unter tanen . 

• Die im Juni 1967 eroberten Gebiete waren 

kein „Nebenprodukt“ der Kämpfe 

Zur Vervollständigung des Bildes ist festzuhalten, dass 

die Übernahme und der dauerhafte Einbehalt der im 

Juni 1967 eroberten Gebiete keine unvorhergesehenen, 

plötzlichen Ereignisse waren, mit dem die IDF etwa 

überrascht worden seien und die „Nebenprodukt“ der 

Kämpfe waren (wie die israelische Geschichtsschrei-

bung behauptet), sondern ein Ausdruck eines strategi-

schen Ansatzes und vorheriger Vorbereitungen.31 Die 

oben erwähnten, in den israelischen Staatsarchiven und 

Archiven der israelischen Streitkräfte freigegebenen 

Dokumente beschreiben detaillierte, vom Militär 

getroffene Vorbereitungen in den Jahren vor 1967: 

Laut neuesten Forschungen des israelischen Historikers 

Adam Raz vom Akevot-Institut 32 hatten die Israel Defense 

Forces (IDF) 1961 akribische Pläne für die Eroberung 

und den [dauerhaften] Besitz nicht nur des Westjordan-

lands, sondern auch der Sinai-Halbinsel und des Gaza-

streifens von Ägypten sowie der Golanhöhen von 

Syrien ausgearbeitet. Im August 1963 wurde im Rahmen 

der „erwarteten Expansionsrichtungen“ auch der 

Südlibanon bis zum Litani-Fluss einbezogen. 

Im August 1963 verfasste die Generalstabsabteilung der 

IDF (später „Operationsabteilung“), die damals von 

Yitzhak Rabin geleitet wurde, eine weit verbreitete 

Direktive zur Organisation der Militärregierung in den 

Gebieten. Diese Anweisung gibt Aufschluss über die 

schon damals „erwarteten Expansionsrichtungen“ 

Israels, die nach Einschätzung des Sicherheitspersonals 

im Mittelpunkt des nächsten Krieges stehen würden.33 

In der Direktive von 1963 ist zu lesen: 

„Es könnte sich eine günstige polit ische Situa -

t ion entwickeln, die es ermöglicht, die besetzten 

Gebiete auf unbestimmte Zeit zu behalten .“ 

Unter dem Titel "Organization Order – Military 

Government in State of Emergency" (Organisationsbefehl 

– Militärregierung im Ausnahmezustand) hieß es: 

„Der Vorstoß der IDF, den Kr ieg in die Gebiete 

des Feindes zu verlagern, wird zwangsläufig zu 

einer Ausdehnung [in] und Eroberung von 

Gebieten außerhalb der Staatsgrenzen führen.“  

Ausgehend von den israelischen Erfahrungen in der Zeit 

nach dem Sinai-Feldzug 1956 hieß es in dem Dokument, 

dass es notwendig sein werde, schnell eine Militär-

regierung zu installieren. Sie hatte einen ähnlichen 

Charakter wie das Militärregime, unter das die israe-

lischen Palästinenser innerhalb Israels bis Dezember 

1966 gestellt waren, schreibt Adam Ratz und folgert: 

„Dementsprechend wurde die Besatzung umso brutaler 

und gewalttätiger, je unbestimmter ihre Vorläufigkeit 

war.“ 

7. Die Enteignung der Wasserressourcen 

Der Militärgouverneur regiert mittels „Militär-Erlässen“ 

(ME, Military Order). Von 1967 bis 2014 erteilte die 

israelische Verwaltung über 1.680 Military Orders für das 

Westjordanland. Der viel leicht folgenschwerste 

Erlass zur wir tschaft l ichen Unterdrückung des 

palästinensischen Volkes betr ifft die Wasserbefug -

nisse . Bereits zwei Monate nach Ende der Eroberung, 

am 15. August 1967, erließ Israel den Militär-Erlass ME 

Nr. 92, wodurch die Wasserbefugnisse und -oberhohei-

ten des gesamten Territoriums ausnahmslos in die 

Hände des Militärkommandeurs gelegt wurden. 

 
31 Auch diese Propaganda erinnert an den oben erwähnten 

Eindruck, der zu Beginn des 2. Weltkriegs vermittelt 

worden war (s. Fußnote 8). Tatsächlich war der Überfall 

auf Polen von langer Hand unter streng geheimen Vor-

kehrungen im Voraus geplant gewesen. Und nicht ganz 

unähnlich gegenüber 1939 ging es auch 1967 beim Vor-

marsch der IDF nach Osten bis zum Jordanfluss um eine 

Expansion zur „Gewinnung des Lebensraum Ost“. Und zur 

dritten Parallele: Die „Sicherheit“ war bei der Einnahme 

Polens ein nur vordergründiges Argument für die Expan-

sion. In der Reichstagsrede hatte es geheißen, der Kampf 

werde so lange geführt, „bis die Sicherheit des Reiches und  

Weitere drei Monate danach, am 19. November 1967, 

wurde ME Nr. 158 erlassen, mit dem das berüchtigte 

„Permit System“ eingeführt wurde. Dies bedeutet, dass 

seitens der Palästinenser keine Arbeiten ohne „Erlaub-

nisschein“ durchgeführt werden dürfen. Für alles sind 

Bewilligungen seitens der Militärherrschaft bzw. der 

„Zivilverwaltung“ erforderlich, und diese sind für die 

Einheimischen bürokratisch sehr aufwändig und werden 

im Allgemeinen auch nicht er tei lt: keine neuen 

Brunnen oder Wasserzisternen, keine Wasser-

leitungen, nicht einmal Reparaturen an desolaten 

seine Rechte gewährleistet sind“. Stets agierte auch die israe-

lische Politik (besonders in den Jahren vor dem Friedens-

vertrag mit Jordanien) mit dem Argument der „Sicherheit“ 

gegenüber der Forderung nach Abzug der Besatzungstrup-

pen aus dem Westjordanland. 
32 Das Akevot Institute for Israeli-Palestinian Conflict Research ist 

ein Zentrum für Dokumentation, Forschung und Förderung 

der Menschenrechte im Kontext des arabisch-israelischen 

Konflikts. 
33 S. auch: „ISRAELS KRIEGSPOLITIK UND IHRE IDEOLOGI-

SCHEN WURZELN“ (Fritz Weber, 2024), 

https://bit.ly/48PfZbt. 

https://www.akevot.org.il/en/news-item/historian-adam-raz-joins-akevots-staff/
https://www.akevot.org.il/en/about/
https://bit.ly/48PfZbt
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Anlagen dürfen ohne „Erlaubnis“ durchgeführ t  

werden, und derartige Erlaubnisse werden nur in 

Ausnahmefällen erteilt. 

Diese Bestimmung betrifft auch alte Anlagen, die vor 

1967 existiert haben: Wenn für sie kein „Erlaubnis-

schein“ ausgestellt ist, können sie von der israelischen 

Behörde zerstört und abgerissen werden (das gilt auch 

für Wasserversorgungsanlagen, die etwa von der Euro-

päischen Union gesponsert worden sind), und sei es auch 

nur ein verlegter Wasserschlauch, um ein Hirtendorf im 

südlichen Hebroner Hügelland (Southern Hebrew Hills) 

mit Trinkwasser zu versorgen, damit es nicht mehr vom 

Tank-LKW auf kostspielige Weise mit Wasser beliefert 

werden müsste. Sobald die Behörde dies bemerkt (dazu 

dient auch die Aufklärung durch Drohnen und zionisti-

sche jugendliche „Spione“), kommt ein Bulldozer, reißt 

den Schlauch aus dem Boden und zerstört Wasser-

tanks. Es kommt sogar vor, dass Tank-LKW-Wasser-

zulieferungen behindert werden. Traktoren mit 

Wassertank zur Versorgung der Bevölkerung in den 

besetzten palästinensischen Gebieten werden vom 

israelischen Militär regelmäßig beschlagnahmt.34 

Zwischen 2012 und 2020 haben die israelischen 

Behörden nach Angaben von OCHA (United Nations 

Office for the Coordination of Humanitarian Affairs) 

506 palästinensische Wasser-, Sanitär- und Hygiene-

strukturen (WASH) im besetzten Westjordanland 

abgerissen. 

8. Die Apartheid der israelischen Planungs- und Baupolitik 

Neben der Enteignung der Wasserbefugnisse zielt auch 

die Planungs- und Baupolitik der Besatzer im Westjor-

danland darauf ab, die palästinensische Entwicklung 

zu verhindern und die Palästinenser ihres Landes 

de facto zu berauben . Dies wird durch die Verwen-

dung derselben Fach- und Rechtsbegriffe verschleiert, 

die für die Entwicklung in den jüdischen Siedlerkolonien 

und in Israel selbst verwendet werden, wie z. B. „Pla-

nungs- und Baugesetze“, „städtische Baupläne (UBP)“, 

„Planungsverfahren“ und „illegales Bauen“. Während 

jedoch die Planungs- und Baugesetze den jüdischen 

Gemeinden zugute kommen , indem sie die Entwick-

lung regulieren und unterschiedliche Bedürfnisse aus-

gleichen, dienen sie bei der Anwendung auf palästi -

nensische Gemeinden im Westjordanland genau 

dem Gegenteil . Dort nutzt Israel das Gesetz, um Ent-

wicklung der einheimischen Bevölkerung zu verhindern, 

Planungen zu vereiteln und Abrisse durchzuführen. Dies 

ist Teil einer umfassenderen polit ischen Agenda, die 

darauf abzielt , die Nutzung der Ressourcen des 

Westjordanlands für israelische Bedürfnisse zu 

maximieren und gleichzeit ig die für Palästinenser 

verfügbaren Landreserven zu minimieren  („Maxi -

mum-Minimum“-Apar theidpolit ik).35 

9. Diskriminierungen aller Art 
Die israelischen Besatzungsbehörden sind erfinderisch 

darin, alle erdenklichen Maßnahmen zu ergreifen, um 

den beschwerlichen Alltag der von ihnen Unterdrück-

ten bis zur Unerträglichkeit bitter zu machen,36 zum 

Beispiel durch Einschränkungen wie Ernte- und Ver-

marktungsverbote etwa von wildem Thymian, um das 

Monopol israelischer Familien auf die Produktion dieses 

Krauts zu schützen.  

10. Fazit – Rückblick und Ausblick 
„Wenn das nicht Apartheid ist – was ist es dann?“ 

Gideon Levy, israelischer Journalist 

und Träger des Ari Rath Preises für kritischen Journalismus 

Schon zu einem frühen Zeitpunkt hatte Meir Merhav, 
Mitglied der Herausgeber-Belegschaft der Tageszeitung 

Jerusalem Post, Klartext geschrieben: 

„In den zurückliegenden Jahren der Besatzung begannen 

die Kolonisatoren zu Kolonialisten zu werden. Wir hatten 

ein anderes Volk unterworfen und begannen, es als 

Quelle billiger Arbeitskräfte und als Markt für unsere 

Waren zu nutzen... Dann kam Premier Begin und 

 
34 In einer Medienmitteilung veröffentlichte Amnesty 

International Schweiz am 28. Oktober 2010: 

„Regelmässig verwüsten Bulldozer der israelischen Armee 

palästinensische Felder und Bewässerungsanlagen. Frauen 

müssen das Trinkwasser für ihre Haushalte PET-flaschenweise 

abfüllen und nach Hause schleppen. Und während Israel in 

den Siedlungen Felder mit Sprinkleranlagen bewässert, üppige 

Gartenanlagen und Swimmingpools unterhält, haben rund 

200'000 Palästinenserinnen und Palästinenser keinen Zugang 

zu fliessendem Wasser.“ 

Am 27. Oktober 2009: 

„Die israelische Armee erlaubt ihnen oft nicht einmal, 

Regenwasser zu sammeln. Im Gegensatz dazu unterhalten 

brachte Frieden mit Ägypten. Aber der Fr ieden, den er 

anstrebt, entpuppt s ich als eine List , um unsere 

Herrschaft über die Palästinenser aufrechtzu -

erhalten . Das Land, auf dem sie leben, soll durch ein 

Netz von Straßen, Siedlungen und Festungen in eine 

Vielzahl kleiner Bantustans aufgeteilt werden, damit s ie 

nie wieder zu einem zusammenhängenden 

Gebiet zusammenwachsen, das eine autonome, 

israelische Siedlungen, die rechtswidrig in der Westbank 

errichtet worden sind, bewässerungsintensive Landwirt-

schaftsbetriebe, üppige Gartenanlagen und Swimmingpools. 

Die 450'000 Siedlerinnen und Siedler brauchen gleich viel 

oder sogar mehr Wasser als die palästinensische Bevölkerung 

von rund 2,3 Millionen Menschen.“ 
35 B’Tselem: "Planning Policy in the West Bank", 11 

November 2017, updated: 06 February 2019. 
36 Diese zynische Kreativität erinnert an die Geschichte der 

Unterdrückung der Israeliten durch den ägyptischen 

Pharao, wie sie im Buch Exodus berichtet ist, als ihnen 

(wenn auch mit anderen Absichten) „das Leben bitter 

gemacht“ wurde (Exodus 1,13-14). 

https://www.kreisky-forum.org/lectures/ari-rath-preis-fuer-kritischen-journalismus/
https://www.amnesty.ch/de/laender/naher-osten-nordafrika/israel-besetzte-gebiete/dok/2010/wasserpolitik-uebergabe-unterschriften
https://www.amnesty.ch/de/laender/naher-osten-nordafrika/israel-besetzte-gebiete/dok/2009/israel-diskriminiert-palaestinenserinnen-bei-der-wasserverteilung-swimmingpools-fuer-siedlungen-zerstoerte-zisternen-in-den-doerfern
https://www.btselem.org/planning_and_building
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geschweige denn unabhängige Existenz 

ermöglicht .“ 

Wann schrieb Merhav diese bemerkenswerte Analyse? 

Bereits vor 35 Jahren, am 29. Juni 1979 – wenige Monate 
nach Abschluss des israelisch-ägyptischen Friedensabkom-

mens und acht Monate nach Verleihung des Friedens-
nobelpreises an die Staatschefs beider Staaten. Auf-

merksame Beobachter wie Meir Merhav wussten schon 
damals, wohin die Besatzungspolitik Israels führen würde. 

Noch viel früher, nämlich unmittelbar nach dem Sechs-

Tage-Krieg von 1967, hatten israe-

lische Intellektuelle gewarnt, dass 

die Fortsetzung der Besatzung zu 

einem Verfall des moralischen 

Ansehens führen würde. Unter 

ihnen war Jeschajahu Leibowitz 

(1903-1994), Professor für Bioche-

mie, organische Chemie und Neu-

rophysiologie, sowie für Philoso-

phie und Wissenschaftsgeschichte. 

Wenn Israel s ich nicht sofor t 

aus den besetzten Gebieten zurückziehe , warnte 

Prof. Leibowitz, würde es seine ganze Energie 

darauf verwenden, ein anderes Volk gegen dessen 

Willen zu regieren . Glasklar sah er in einem Essay von 

1968 mit dem Titel "The Territories" die höllische 

Zukunft voraus, die mittlerweile längst eingetreten ist: 

„Die Araber würden das arbeitende Volk sein und die 

Juden die Verwalter, Inspektoren, Beamten und die Poli-

zei – vor allem die Geheimpolizei. Ein Staat, der eine 

feindliche Bevölkerung von 1,5 bis 2 Millionen Aus-

ländern regiert, würde zwangsläufig zu einem 

Geheimpolizeistaat werden, mit al lem, was dies 

für Bildung, Redefreiheit und demokratische 

Inst itut ionen bedeutet. Die für jedes Kolonial -

regime charakter ist ische Korruption würde auch 

im Staat Israel vorherrschen . Die Verwaltung würde 

einerseits arabische Aufstände unterdrücken und ande-

rerseits arabische Quislinge anwerben. Es ist auch zu 

befürchten, dass die israelischen Verteidigungskräfte, die 

bisher eine Volksarmee waren, durch die Umwandlung in 

eine Besatzungsarmee degenerieren und ihre Komman-

deure, die zu Militärgouverneuren geworden sind, ihren 

Kollegen in anderen Nationen ähneln würden.“37 

Leibowitz' Ansicht nach hatte der Staat Israel keine 

religiöse Bedeutung, sondern diente lediglich dem 

Zweck, menschliche Bedürfnisse zu erfüllen. Obwohl er 

ein orthodoxer Jude war, war die von ihm vertretene 

Version des Zionismus völlig säkularer Natur. Er be-

str itt , dass das Land Israel heil ig sei und die Juden 

ein besonderes Recht darauf hätten . Die Idee, dass 

ein bestimmtes Land oder ein bestimmter Ort eine 

inhärente „Heiligkeit“ besitze, sei „zweifellos eine götzen-

dienerische Idee“ und „das Gerede über Rechte reiner 

Unsinn“. Keine Nation habe ein Recht auf irgendein 

Land. Leibowitz‘ Urteil bedeutet einen diametralen Ge-

gensatz zu den Akteuren des neozionistischen Regimes, 

die mit dem Regierungskabinett Netanjahu VI Ende 

2022 zur uneingeschränkten Macht gelangt sind.38 

Die demokratischen Staaten der internationalen 

Gemeinschaft, die zwar seit jeher – verbal – die Schaf-

fung eines souveränen und unabhängigen palästinensi-

schen Staates befürworten („Zwei-Staaten-Lösung“), 

haben demgegenüber all die Jahr-

zehnte faktisch nichts unternom-

men (oder sich sogar dagegen-

gestellt), um diesem himmelschrei-

end menschen- und völkerrechts-

widrigen, fortgesetzten Prozess 

zunehmender Unterdrückung und 

schleichender Annexion des 1967 

eroberten und besetzten Westjor-

danlandes entscheidend entgegen-

zutreten. Das einzig wirksame 

Mittel dazu kann nur die internationale Boykott ie -

rung der für dieses Dauerverbrechen der Besat-

zungs- und Apar theid-Polit ik verantwor tl ichen und 

unterstützenden israelischen Staatsorgane sein . 

Nota bene: 

Wir reden hier nicht etwa von autoritären Regimen, 

von denen ganze Völker unterdrückt, zwangsassimiliert 

oder vertrieben werden wie Tibeter, Uiguren oder 

Rohingyas. 

Die Rede ist vielmehr von einem Staat, der sich 

einerseits dem Assoziationsabkommen mit der 

Europäischen Union unterstellt hat, das ver-

pflichtend mit der Einhaltung der Menschen-

rechte junktimiert ist, der aber zugleich ganz 

offen zahllose maßgebliche UN-Resolutionen 

sowohl des Sicherheitsrats als auch der Vollver-

sammlung ungeniert verwirft und zynisch kon-

terkariert. Und dieser Staat, der sich als „jüdi-

scher und demokratischer Nationalstaat“ definiert 

und laut Basisgesetz vom 19. Juli 2018 „allein 

dem jüdischen Volk gehört“ (bei rund einem Vier-

tel nichtjüdischer Bevölkerung!), fordert gleich-

zeitig von der internationalen Staatengemein-

schaft für sich selbst  ohne Wenn und Aber 

Gleichbehandlung ein, andernfalls er umgehend 

die „Antisemitismus“-Anklage erhebt. 

Doch wessen Politik nicht den erforderlichen demo-

kratischen Standards entspricht, hat keinen Anspruch 

auf Gleichbehandlung im internationalen Kontext. 

Die Durchsetzung internationaler Boykottierung 

des israelischen Unrechtsregimes ist überfällig.39 

© Fritz Weber, Juni 2025, benaja [at] gmx.at 

 
37 Leibowitz, Yeshayahu (1 January 1992): "Judaism, Human 

Values, and the Jewish State." Harvard University Press. 

pp. 225, 226. 
38 Mehr dazu: „ISRAEL IN GEISELHAFT DER RELIGIÖSEN 

ZIONISTEN. ANTWORTEN AUF DEN SUPREMATISMUS 

DES NEOZIONISTEN BEZALEL SMOTRICH“ (Fritz Weber 

2023), http://bit.ly/3HU5Dea. 
39 Im Rahmen der in Fußnote 2 zitierten Dokumentation, von 

der diese Abhandlung ein Teil ist, wird eine umfangreiche 

Palette israelischer Landraub-Strategien aufgelistet. 

 
Autokolonnen vor einem von hunderten 

militärischen Checkpoints; rechts oben 

im Bild die Sperranlage (Foto FW) 
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